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Weitere Abkürzungen ergeben sich aus der im Literaturverzeichnis unmittelbar nach 
dem Autor in eckigen Klammern angeführten Zitierweise. 



§ 1 Einleitung 

A. Die Anerkennung ausländischer Entscheidungen 
Nach ganz herrschender Auffassung in der völkerrechtlichen Doktrin besteht 

keine originäre Pflicht zur Anerkennung gerichtlicher Streitentscheidungen 
fremder Provenienz1• Daß eine solche Anerkennung inzwischen in der Praxis 
dennoch regelmäßig und ohne unüberwindlich große Hindernisse erreicht 
werden kann, ist nicht nur Ausdruck der internationalen comitas, sondern findet 
seine tiefere Ursache in der pragmatischen Einsicht, daß internationale Durch-
setzbarkeit einmal getroffener Streitentscheidungen zu den Grundbedürfnissen 
moderner Industriegesellschaften gehört2• Eine Aufforderung, wie die des 
rheinpreußischen LG Saarbrücken, nach größerer Unnachgiebigkeit bei der 
Anerkennung fremder Entscheidungen, wenn und weil 

"deutsche Gerechtigkeitsliebe und Billigkeit anders einen allgemeinen Einfluß [ ... ] 
sich zu verschaffen nicht vermögen"3, 

ist gewiß heutzutage indiskutabel. Trotz dieser Einsicht ist die Beschäftigung 
mit diesem Rechtsgebiet ausgesprochen ambivalent. Einerseits ist man um die 
bewußte Betonung der eigenen Toleranz gegenüber den fremden Rechts- und 
Wertvorstellungen bemüht4• Dies fällt umso leichter, je abstrahierter die 
Regionen sind, in denen man sich bewegt. Andererseits ist man dann doch über 
die Zumutungen verblüfft, die sich für das eigene, noch unreflektierte Rechts-
gefühl ergeben, wenn man die in der Höhe der Abstraktion gewonnenen 
Maßstäbe auf die konkret zur Anerkennung stehende Entscheidung überträgt. 

Statt vieler Sclriitze [DtlZPR]. 1985, S. 128; Spellenberg (Staudinger-12], 1992, 
§ 328 ZPO Rz 3; Martiny (Hdb IZVR Ill/1], 1984, Rz 156 ff., alle m.w.N. auch 
vereinzelter anderer Stimmen. Differenzierend Geimer [Anerkennung), 1995, S. 10 f. 
betreffend Statusentscheidungen. Ähnl. aus verfassungsrechtlicher Sicht ders. 
[Verfassung}. ZfRVgl33 (1992), S. 321 (405). 

2 Auf die Wettbewerbsnachteile einer restriktiven Anerkennungspolitik für die 
eigenen Wirtschaftsunternehmen weisen nicht nur Raeschke-Kessfer I Biihler 
(Aufsicht), ZIP 1987, S. 1157 (1165) hin. 

Vgl. den Bericht in vKamptzJb. 49 (1837), S. 297 (299). 
4 Was schon Mittermaier [Vollstreckung), AcP 14 (1831), S. 84 (93) als allein den 

"wahren völkerrechtlichen Principien" entsprechend ansah. 
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Eine Generalklausel wie der Vorbehalt des ordre public gegenüber fremden 
gerichtlichen Entscheidungen, ist per se kein für die Errichtung eines subsum-
tionsfähigen, begriffsjuristischen Denkgebäudes geeignetes Objekt. Letztend-
lich bleibt unbestreitbar immer nur die Gewichtung und Abwägung mehrerer 
Faktoren des konkret zur Entscheidung stehenden Falles. Dieser Befund ent-
hebt aber nicht von der Möglichkeit und der wissenschaftlichen Aufgabe, zu 
strukturieren. Der Ausschluß generell unzulässiger und die Erarbeitung 
grundsätzlich zulässiger, möglicherweise im gerade vorliegenden Fall zu 
berücksichtigender Topoi in Form einer gedanklichen Checkliste, ist eines der 
mit der vorliegenden Arbeit verfolgten Ziele. Die Strukturierung soll helfen, 
die geforderte diskretionäre Ja-/Nein-Entscheidung\ die es trotz aller Struktur 
bleiben muß, vor sich selbst und den davon Betroffenen überzeugend zu 
begründen. 

B. Gang der Darstellung 
Die Darstellung beginnt mit einem Blick in die Geschichte der Vorbehalts-

klausel, die den gemeinsamen Ursprung von anerkennungsrechtlichem und 
kollisionsrechtlichem ordre public aufzeigt. Dies wird zum Anlaß genommen 
der Frage nachzugehen, ob die allenthalben anzutreffende Unterscheidung 
zwischen beiden Formen sinnvoll ist, und wenn ja, wie sie sich eine solche 
spezifizieren läßt. Die Untersuchung wird zeigen, daß dies nur in sehr be-
grenztem Rahmen der Fall ist. 

Daran an schließt sich der Versuch, durch Gewinnung und Ausschließung 
von Aspekten des ordre public, seiner Inhaltsbestimmung näher zu kommen. 
Das Schwergewicht liegt hierbei mehr auf einer systematischen Darstellung 
und weniger auf der Wiedergaber der umfangreichen Kasuistik, die sich besser 
aus einem Praktikerkommentar erschließt. 

Unter der Prämisse der Notwendigkeit einer Bewertung der besonderen, sel-
ten wirklich gleichen Aspekte des Einzelfalls, die gerade im Rahmen der 
Auslegung einer Generalklausel mit einem nahezu unübersehbar breiten 
Anwendungsbereich besonderes Gewicht erlangt, birgt eine kasuistische 
Darstellung offensichtliche Gefahren. Eine schlagwortartige Aufteilung von 
denkbaren Inhalten ausländischer Entscheidungen in ordre public-widrig und 
nicht ordre public-widrig kann -außer in denkbar krassen Fällen, und die sind 
wissenschaftlich wenig interessant - nicht wirklich sinnvoll sein. Eine zu sehr 
auf verkürzt repetierte Einzelfallergebnisse beschränkte Darstellungsweise birgt 
auch die Gefahr, den Blick auf die hinter der Einzelfallentscheidung stehenden 

5 Zu den Möglichkeiten einer teilweisen Anerkennung vgl. unten S. 78. 
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Maßstäbe zu verstellen, die bei einer Generalklausel schon begriffsnotwendig 
schwer erkennbar sind, und Weiterentwicklungen zu verhindern. Die punk-
tuelle Darlegung des derzeitigen Standes der Anwendung oder Nichtanwen-
dung des ordre public kann vor dem Hintergrund der Wandelbarkeit des ordre 
public zudem immer nur Momentaufnahme einer sich entwickelnden Tendenz 
sein. Im Vordergrund stehen vorliegend deshalb in der Regel Strukturen und 
weniger Einzelfälle. Um der Plastizität willen und zur Plausibilitätskontrolle 
der entwickelten Thesen, wird es aber dennoch notwendig, den "enfant 
terrible"6 des Internationalen Zivilprozeßrechts an geeigneter Stelle auf die 
konkreten Problemfelder internationaler Entscheidungsanerkennung loszulas-
sen. 

Um den Umfang des zu verarbeitenden Stoffs beherrschbar zu halten, blieb 
allerdings das in der Praxis gewichtige, aber von ganz spezifischen Problemen 
geprägte Gebiet der Anerkennung ausländischer Entscheidungen auf dem 
Gebiet des Familienrechts weitgehend ausgeblendet. 

Letzter Schwerpunkt der Arbeit ist die Sichtung und Analyse der inzwischen 
in Literatur und Rechtsprechung anzutreffenden, äußerst uneinheitlich verwen-
deten, begrifflichen und inhaltlichen Differenzierung einer Vielzahl von ordre 
public-Spezien und Subspezien. Besonderes Augenmerk liegt hierbei auf der 
Untersuchung des Vorbehalts gegenüber Schiedssprüchen in- und ausländi-
scher Provenienz sowie einer möglichen "europäischen" Ausprägung des ordre 
public. Als Ergebnis der Analyse zeigt sich, daß jedenfalls für den Bereich des 
Internationalen Privat- und Zivilprozeßrechts nicht nur keine Notwendigkeit 
solch ziselierter, begrifflicher Differenzierung besteht, sondern diese darüber 
hinaus in weiten Teilen eine gemeinsame Strukturen verdeckende Begriffs-
hypertrophie darstellt, die den Blick auf Inhalte verstellt. 

Besonderer Wert kommt durchgängig, schon wegen der zwangsläufigen 
Internationalität des Themas, dem ständigen, vergleichenden Blick über die 
deutsche Grenze zu. Der kurze Blick - und ein solcher muß es bei dem vorge-
gebenen Rahmen bleiben - auf die Diskussion und Behandlung desselben 
Problems in unseren Nachbarstaaten, hier insbesondere nach Frankreich, 
England. nach Österreich und in die Schweiz, ermöglicht nicht selten eine 
überzeugendere Argumentation auch im Rahmen des deutschen Rechts und 
kann in Deutschland schon axiomatisch zementiert erscheinende Positionen 
relativieren oder auch noch weiter stärken. 

6 Raape [DtlPR I], 1938, S. 60. Jeweils einen Überblick über die Vielzahl teils 
phantasievoller, schlagwortartiger Charakterisierungen des ordre public bieten z.B. 
Similis [Kodifikation], 1970, S. 267 und Wietltölter [Frage], BerDGesVR 7 (1967), 
S. 133 (136). 
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